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Meldungen

Umstellung der öffentlichen Uhren auf Sommerzeit am 27. März

(22.3.2005) In der Nacht vom Samstag, 26. März, auf Sonntag, 27. März,
werden die Uhren wieder auf Sommerzeit gestellt. Es werden dabei am
Sonntag um 2 Uhr die Uhren eine Stunde vorgestellt auf die Mittel-
europäische Sommerzeit. Dies geschieht mittels eines Funksignals aus
Frankfurt. Das Baureferat betreut stadtweit insgesamt 118 Kirchturm-
uhren, drei Turmuhren, 25 Stadtuhren und 41 Schulturmuhren. Am Sonntag
kontrollieren zwei Mitarbeiter, ob auch alle Uhren die automatische Um-
stellung geschafft haben. Sollten sie dabei Uhren entdecken, bei denen die
Umstellung nicht funktioniert hat, werden diese Störungen registriert und
im Laufe der nächsten Tage behoben.

Haydn-Klavierwerke-Zyklus im Musikinstrumentenmuseum

(22.3.2005) In Zusammenarbeit mit der Hochschule für Musik und Theater
München veranstaltet das Musikinstrumentenmuseum des Münchner
Stadtmuseums, St.-Jakobs-Platz 1, den Zyklus „Joseph Haydn – Werke
für Klavier“. Am Mittwoch, 23. März, findet um 19.30 Uhr das 2. Konzert
„Sonaten für die Prinzessin Marie Eszterházy“ statt. Andreas Skouras
spielt die Sonaten Hob. XVI: 40 bis 45. Karten zu 7,50 Euro, ermäßigt
4 Euro, gibt es an der Abendkasse.
Die weiteren Konzerttermine: 25. März (Die Passione-Sonaten), 27. März
(Fantasie), und Sonntag, 3. April (Das Spätwerk).
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Baureferat in eigener Sache

Irrtümliche Inbetriebnahme von Parkscheinautomaten

in Teilen von Au/Haidhausen

(22.3.2005) Zu dem heutigen Artikel in der Süddeutschen Zeitung teilt das
Baureferat Folgendes mit:
Im Zuge der Einführung der neuen Parklizenzgebiete in Au/Haidhausen
wurden vom Baureferat bis Ende letzter Woche in den Gebieten Kirchen-
straße, Franzosenviertel und Franziskanerstraße insgesamt rund 300
Parkscheinautomaten termingerecht aufgestellt. Als Starttermin für diese
Gebiete ist der April 2005 vorgesehen. Leider wurden die neuen Park-
scheinautomaten vom Baureferat aber bereits gestern in Betrieb genom-
men, so dass Autofahrerinnen und -fahrer verfrüht für das Parken ihrer
Fahrzeuge Gebühren zahlen mussten.
Das Baureferat wird deshalb noch im Laufe des heutigen Vormittags alle
300 Automaten ausschalten. Alle Autofahrerinnen und -fahrer, die gestern
oder noch am heutigen Tag Parkscheine in den genannten Gebieten gelöst
haben, erhalten selbstverständlich ihr Geld gegen Vorlage ihres Scheines
zurück. Dieser muss als Aufdruck die Gebiete Kirchenstraße, Franzosen-
viertel oder Franziskanerstraße enthalten.
Das Baureferat bedauert das Missverständnis und wird die verfrüht be-
zahlten Parkgebühren zügig an die betroffenen Autofahrerinnen und -fahrer
zurückzahlen. Diese wenden sich bitte an folgende Adresse:
Landeshauptstadt München - Baureferat, Verkehrszeichenbetrieb, Kager-
straße 9, 81669 München, (Telefon 2 33-4 27 98).
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 22. März 2005

Medizinische Vorsorgeuntersuchungen von Kindern

Anfrage Stadträtin Elisabeth Schmucker (CSU) vom 3.2.2005

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt-

schutz:

Frage 1:

Gibt es gesicherte Daten darüber, wie viele Familien in München regel-
mäßig die von den Krankenkassen angebotenen Vorsorgeuntersuchungen
für Kinder wahrnehmen?

Antwort:

Im Rahmen der Einschuluntersuchungen werden seit zwei Jahren bei den
im September schulpflichtig werdenden Kindern von den Mitarbeiterinnen
der Abteilung Gesundheitsvorsorge des Referates für Gesundheit und
Umwelt auch die Vorsorgehefte eingesehen. Es wird dabei die Inanspruch-
nahme der Vorsorgeuntersuchungen U1 - U9 durch die niedergelassenen
Kinderärztinnen/Kinderärzte bzw. Hausärztinnen/Hausärzte registriert und
dem Bayerischen Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit
zur statistischen Auswertung zur Verfügung gestellt.
Dem Referat für Gesundheit und Umwelt liegen die Daten vor, die bei der
Schuleingangsuntersuchung des Jahres 2003 erhoben wurden ( Daten zu
2004 liegen noch nicht vor). Demnach haben Münchner Eltern mit ihren
Kindern folgende Vorsorgeuntersuchungen wahrgenommen :

U1 (1. Lebenstag) 98,30 %
U2 (3. - 10. Lebenstag 98,00 %
U3 (4. - 6. Lebenswoche) 97,20 %
U4 (3. - 4. Lebensmonat 96,50 %
U5 (6. - 7. Lebensmonat) 95,70 %
U6 (10. - 12. Lebensmonat) 95,50 %
U7 (21.- 24. Lebensmonat) 93,30 %
U8 (3 1/5 - 4 Jahre) 89,40 %
U9 (5 - 5 1/5 Jahre) 86,80 %
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Wesentlich niedriger ist die Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchung J
1 (12 - 15 Jahre): nur 15% der Kinder dieses Alters in Stadt und Landkreis
München nehmen das Angebot wahr.
Das Verteilen von im RGU erstellten Infokarten zur U 9 und J 1 leistet ei-
nen Beitrag zur Erhöhung insbesondere dieser Quoten.

Frage 2:

Wie viele Familien nehmen die Untersuchungen lückenhaft wahr?

Antwort:

Aus den Ausführungen zu 1. ergibt sich die lückenhafte Inanspruchnahme
der Vorsorgeuntersuchungen. Das heißt, z. B 13,20 % der Münchner Ein-
schulkinder ( ca. 1.300 von durchschnittlich 10.000 Kindern) haben die Vor-
sorgeuntersuchung U 9 im 5. Lebensjahr nicht wahrgenommen.

Frage 3:

Gibt es Familien, die davon nahezu gar nicht Gebrauch machen?

Antwort:

Kann nicht eindeutig mit ja oder nein beantwortet werden. Die Zahl dürfte
aber eher klein sein. Bei in Deutschland geborenen Kindern liegt sie auf
jeden Fall unter einem Prozent.

Frage 4:

Haben die Krankenkassen die Möglichkeit, den unregelmäßigen Besuchen
durch Nachfragen oder sogar Hausbesuchen bei den Familien nachzugehen?

Antwort:

Nach Rücksprache mit der Abteilung Rechtsfragen der AOK München,
haben diese weder das Recht noch den rechtlichen Auftrag und damit
nicht die Verpflichtung, bei unregelmäßigen Besuchen zur Vorsorgeunter-
suchung bei den Familien nachzufragen bzw. Hausbesuche durchzuführen.

Frage 5:

Wenn ja, nehmen die Krankenkassen diese Möglichkeiten wahr?

Antwort:

Aus 4. ergibt sich: Nein
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Frage 6:

Haben Krankenkassen zum Schutz von Kindern über Sanktionen bei lücken-
haften Besuchen nachgedacht? Wenn ja wurden sie umgesetzt?

Antwort:

Juristisch betrachtet ist es den Krankenkassen nicht möglich, Sanktionen
bei lückenhaften Vorsorgeuntersuchungen auszuüben.

Frage 7:

Welche Maßnahmen werden ergriffen, wenn bei einer Vorsorgeunter-
suchung bei einem Kind Spuren von Gewalt und/oder Vernachlässigung
entdeckt werden?

Antwort:

Nach Rücksprache mit der stellvertretenden Vorsitzenden des Berufs-
verbandes für Kinderheilkunde und Jugendmedizin Bayern ergibt sich
folgendes:
Mit Hilfe des Leitfadens „Gewalt gegen Kinder und Jugendliche”(1998)
wurde jede Kinderärztin, jeder Kinderarzt in die Lage versetzt, ein Netz-
werk aufzubauen, um schon bei Verdacht auf Kindsmisshandlung sofort
professionelle Hilfe mit den verschiedensten Ansprechpartnern zur Verfü-
gung zu haben. Eine gemeinsame Betreuung des Kindes durch die Kinder-
arztpraxis, behördliche Angebote (Jugendamt, Allgemeiner Sozialdienst,
Gesundheitsamt) und Beratungsstellen freier Träger ist dabei zu gewähr-
leisten.
Der Schwere des Vorfalles entsprechend werden unter Beachtung des
Personen- und Datenschutzes Maßnahmen ergriffen, wenn in einer Praxis
bei einer Untersuchung eines Kindes Spuren von Gewalt, Missbrauch oder
Vernachlässigung entdeckt werden, nicht nur bei den Vorsorgeuntersu-
chungen,  insbesondere
- sorgfältige Dokumentation des Untersuchungs- und Gesprächsergeb-

nisses;
� in weniger schweren Fällen

- wird das Jugendamt/ der Allgemeine Sozialdienst von der Kinderarzt
praxis eingeschaltet, um den Eltern Lösungen in Krisensituationen
anzubieten, um sie bei der Erfüllung ihres Erziehungsauftrages zu
unterstützen und um die Kinder zu schützen,

- wird das Gesundheitsamt/ Abteilung Gesundheitsvorsorge mit der
Ärztlichen Kinderschutzstelle eingeschaltet, um weitere geeignete
Hilfen bei Beeinträchtigung des Kindeswohls zu vermitteln bzw.
einzuleiten,
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- wird die /der Beauftragte für Frauen und Kinder der Bayerischen
Polizei eingebunden, um über rechtliche Möglichkeiten zu beraten
und gegebenenfalls Kontakte zu hilfeleistenden Organisationen und
Einrichtungen herzustellen,

- wird eine Beratungsstelle freier Träger eingeschaltet.
- Bei schwerwiegenden Verletzungen, Missbrauch oder Vernachlässigung

erfolgen die Einweisung des Kindes in eine Klinik und die Benachrichti-
gung der o. g. Einrichtungen.

Frage 8:

Wie hoch ist die Zahl „auffälliger” Kinder pro Jahr?

Antwort:

Vernachlässigung und Gewalttaten an Kindern sind nicht meldepflichtig.
Eine gesicherte Zahl „auffälliger” Kinder kann daher nicht genannt werden.
Im Zusammenhang mit Vorsorgeuntersuchungen gibt es keine aussage-
fähigen Daten.
Unabhängig davon stellen registrierte „auffällige” Kinder beim ASD ( 2002
in 593 Haushalten ) sowie beim Kinderschutzbund München e. V. ( 2003/
2004 1.357 Kinder und Jugendliche ) lediglich Anhaltspunkte bei einer er-
heblichen Dunkelziffer dar.
Laut Präventionskommission der Kassenärztlichen Vereinigung ist Dank
zunehmender Sensibilisierung der Kinderärztinnen/Kinderärzte zum Thema
„Gewalttaten gegenüber Kindern” in den letzten Jahren der Vorbeugung
von Gewalt an Kindern vermehrt Aufmerksamkeit geschenkt worden. Die
Problematik wird auch im Rahmen der Vorsorgeuntersuchungen vermehrt
in die ärztliche Beratung der Eltern einbezogen, Maßnahmen zur Konflikt-
lösung werden aufgezeigt und ggf. eingeleitet.
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Ist die Realisierung des Kunstparks Nord nun endgültig gescheitert?

Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU) vom 4.2.2005

Antwort Kommunalreferentin Gabriele Friderich:

Frage 1:

Liegt dem Kommunalreferat jetzt ein Finanzierungsplan für den Kunstpark
Nord vor?

Antwort:

Die Investoren haben einen Finanzierungsplan konzipiert und diesen dem
Kommunalreferat dargelegt.

Frage 2:

Wie werden ggf. diese Unterlagen von der Verwaltung beurteilt? Handelt
es sich um eine solide Finanzierung?

Antwort:

Aus Sicht der Verwaltung handelt es sich um eine solide Finanzierung.

Frage 3:

Wie ist das weitere Procedere?

Antwort:

Die Vertragsverhandlungen mit den Investoren werden zügig fortgeführt.
Die Projektbeteiligten arbeiten intensiv an dem detaillierten Geschäftsplan
für die Betriebsgesellschaft, der u.a. Voraussetzung für den endgültigen
verbindlichen Finanzierungsnachweis ist, den die Betreiber der Stadt als
weitergehende Gewähr für die finanzielle Realisierbarkeit des Projekts
noch vorlegen müssen. Sobald das Projekt entscheidungsreif ist, werde
ich den Stadtrat umgehend ausführlich informieren.
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Kinderbetreuung bei Sprach- und Integrationskursen

Anfrage Stadtrat Hans Wolfswinkler (CSU) vom 10.2.2005

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

Frage 1:

Wird bei den Sprach- bzw. Integrationskursen bei Bedarf eine Kinderbe-
treuung durchgeführt?

Antwort:

Zuständig für die Durchführung der Integrationskurse ist das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg. Das Bundesamt bedient sich
hierbei anerkannter Sprachkursträger, die im Rahmen eines Ausschrei-
bungsverfahrens gewonnen worden sind.
Das Bundesamt entscheidet im Einzelnen auch, ob im Rahmen der Durch-
führung von Integrationskursen die Kosten von Kinderbetreuung übernom-
men werden.
Der Gesetzgeber hatte bislang die Übernahme dieser Kosten nur dann
vorgesehen, wenn es sich um Kinder von Aussiedlerinnen und Aussiedlern
handelt. Auf vielfache Intervention hin, unter anderem durch die Stelle für
Interkulturelle Arbeit, Sozialreferat, hat das Bundesinnenministerium nun
mehr entschieden, dass auch die Kinderbetreuungskosten von „sonstigen
Ausländerinnen und Ausländern” in bestimmten Fällen übernommen wer-
den können. Insbesondere handelt es sich hierbei um Kursangebote für
Mütter kleiner Kinder.
Voraussetzung ist, dass für diese Kinder keine Betreuung im Rahmen ei-
nes Regelangebotes (Kinderkrippe, Kindergarten) möglich ist.

Die Stelle für Interkulturelle Arbeit, Sozialreferat, hat sich in Absprache
mit dem Schulreferat an das Bundesamt gewandt und die problematische
Versorgungssituation im Kindertagesstättenbereich dargestellt. Ziel ist es
hierbei, zu einem unaufwendigen Prüfungsverfahren zu kommen, sodass
ohne eine aufwendige Einzelfallüberprüfung die Kinderbetreuung sicher-
gestellt wird. Eine Antwort von Seiten des Bundesamtes steht noch aus.

Frage 2:

Hat sich seit der Umsetzung des neuen Zuwanderungsgesetztes der Be-
darf an Kinderbetreuungsangeboten im Zusammenhang mit den Sprach-
kursen erhöht?
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Antwort:

Das Zuwanderungsgesetz gilt seit dem 1.1.2005. Die ersten Kurse haben
jetzt erst angefangen. Erfahrungswerte liegen daher bisher nicht vor. Ob
die Bereitschaft des Bundesinnenministeriums, Angebote der Kinderbe-
treuung auch für sonstige Ausländerinnen und Ausländer zu finanzieren,
den Bedarf abdecken wird, kann noch nicht gesagt werden.
Das Sozialreferat, Stelle für Interkulturelle Arbeit wird in der zweiten Jah-
reshälfte dem Stadtrat ausführlich über die Erfahrungen mit den Integra-
tionskursen berichten und dann auf diese Fragen ebenfalls eingehen.

Frage 3:

Kann der Bedarf durch die vorhandenen Angebote gedeckt werden?

Antwort:

Siehe oben Ziffer 2.

Frage 4:

Wie hoch sind die Kosten dafür und wer trägt diese?

Antwort:

Grundsätzlich trägt das Bundesamt die Kosten für die Kinderbetreuung.
Ob dies allerdings den tatsächlichen Umfang des Bedarfs abdecken wird,
kann derzeit noch nicht abgesehen werden. Das Sozialreferat wird wie
oben dargestellt in der zweiten Jahreshälfte hierüber berichten.

Frage 5:

Kann der Bedarf auch über gegenseitige Hilfe der Sprachkursteilnehmer ab-
gedeckt werden?

Antwort:

Wenn im Einzelfall der Bedarf für Kinderbetreuung gegeben ist, so wird
durch den Integrationskursanbieter diese Betreuung organisiert und ge-
genüber dem Bundesamt abgerechnet. Inwieweit im Einzelfall Sprachkurs-
teilnehmerinnen und Sprachkursteilnehmer sich gegenseitig bei der Kinder-
betreuung unterstützen, wenn es nicht zu einer Kinderbetreuung kommt,
kann von hier aus nicht gesagt werden.
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